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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Kriegs- und Verfolgungsschäden 

(7. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Bundesgesetzes zur Einführung des Bundesgesetzes zur Rege- 
lung der rückerstattungsrechtlichen Geldverbindlichkeiten des 
Deutschen Reichs und gleichgestellter Rechtsträger 
(Bundesrückerstattungsgesetz — BRüG) 
im Saarland (BRüG-Saar) 

— Drucksache V/954 — 


A. Bericht des Abgeordneten Hirsch 


1. Allgemeines 

Der Gesetzentwurf wurde dem Ausschuß für 
Kriegs- und Verfolgungsschäden auf Grund des 
Beschlusses des Bundestages vom 14. Oktober 1966 
federführend und dem Haushaltsausschuß mitbera- 
tend und gemäß § 96 der Geschäftsordnung über- 
wiesen. Der Gesetzentwurf wurde am 20. und 
27. Oktober 1966 in zwei Sitzungen beraten. 

Der Ausschuß vertrat einstimmig die Ansicht, daß 
der Gesetzentwurf nicht aus finanziellen Gründen 
zurückgestellt werden könne, sondern aus staats- 
und verfassungsrechtlichen Gründen baldmöglichst 
verabschiedet werden solle, um die im Saarland 
durch Entziehungsmaßnahmen des Deutschen Reichs 
Geschädigten den Verfolgten im übrigen Bundes- 
gebiet gleichzustellen. 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner Sitzung am 
24. November 1966 dem Gesetzentwurf in der vom 
federführenden Ausschuß erarbeiteten Fassung zu- 
gestimmt. 

II. Im einzelnen 

Soweit der Ausschuß den Regierungsentwurf ge- 
billigt hat, kann auf dessen Begründung in der 
Drucksache V/954 verwiesen werden. Die im Aus- 


schuß vorgenommenen Änderungen und Ergänzun- 
gen beruhen auf folgenden Erwägungen: 

Zu Artikel II Nr. 3 (§ 11 Nr. 1 Buchstabe e) 

Die Ergänzung der Worte „(Amtsblatt S. 688)", 
„(Amtsblatt S. 63)" und „(Amtsblatt S. 428)" durch 
die Worte „(Amtsblatt des Saarlandes S. 688)", 
„(Amtsblatt des Saarlandes S. 63)" und „(Amtsblatt 
des Saarlandes S. 428)" dienen nach einer Anregung 
des Bundesrates lediglich der Klarstellung. 

Zu Artikel II Nr. 9 (§ 16 Abs. 1 Satz 2) 

Der Ausschuß hat sich dem Vorschlag des Bundes- 
rates angeschlossen, da es gerechtfertigt erschien, 
es bei Entziehungen im Saarland auf den Wieder- 
beschaffungswert im Saarland am 1. April 1956 ab- 
zustellen. Da das Saarland am 1. April 1956 zum 
französischen Währungsgebiet gehörte, muß die Er- 
rechnung des Wiederbeschaffungswertes hiernach 
in französischen Franken erfolgen. Es erschien 
zweckmäßig, im Gesetz selbst den Umrechnungs- 
kurs in Deutsche Mark festzusetzen. Der im neu ein- 
gefügten Satz 3 eingesetzte Umrechnungskurs von 
100 französischen Franken zu 1,1911 Deutsche Mark 
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entspricht dem amtlichen Mittelkurs am 1. April 
1956. 


Zu Artikel 11 Nr. 19 Buchstabe b (§ 23 Abs. 2) 

Der Ausschuß hat eine Verlängerung der An- 
meldefrist vorgesehen, da sich allgemein im Wie- 
dergutmachungsrecht kurze Anmeldefristen nicht 
bewährt haben. Die Verlängerung der Anmelde- 
frist auf den 31. März 1968 erhöht zudem die Mög- 
lichkeit, eine gütliche Einigung ohne formelle Klage- 
erhebung zu erzielen (vgl. § 28 Abs. 5). 


In Artikel II Nr. 19 Buchstabe c 

Artikel II Nr. 21 Buchstabe c 

Artikel II Nr. 24 

Artikel III Nr. 2 

Artikel IV Buchstabe a 


(§ 28 Abs. 3), 

(§ 30 Abs. 4 
Satz 2), 

(§ 44 Abs. 4), 

(§ 30 Abs. 5 
Satz 2) und 


war entsprechend jeweils die dort vorgesehene Ein- 
jahresfrist durch die Worte „31. März 1968" zu er- 
setzen. 


Zu Artikel II Nr. 26 (§ 46) 

Da im Gesetzentwurf in Artikel V die Berlin- 
Klausel enthalten ist, muß § 46 ganz entfallen. 


Zu Artikel V 

Die Ersetzung der Worte „vom 4. Juni 1952" 
durch die Worte „vom 4. Januar 1952" dient einer 
redaktionellen Berichtigung. 


Bonn, den 29. November 1966 


Hirsch 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/954 — in der 

nachstehenden Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 29. November 1966 


Der Ausschuß für Kriegs- 
und Verfolgungsschäden 

Mick Hirsch 

Vorsitzender Berichtersatter 
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Beschlüsse des 7. Ausschusses 


Entwurf eines Bundesgesetzes 

zur Einführung des Bundesgesetzes zur Regelung der rück- 
erstattungsrechtlichen Geldverbindlichkeiten des Deutschen 
Reichs und gleichgestellter Rechtsträger 
(Bundesrückerstattungsgesetz — BRüG) 
im Saarland (BRüG-Saar) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Bundesgesetz zur Regelung der rückerstat- 
tungsrechtlichen Geldverbindlichkeiten des Deut- 
schen Reichs und gleichgestellter Rechtsträger (Bun- 
desrückerstattungsgesetz — BRÜG) vom 19. Juli 
1957, zuletzt geändert durch das Dritte Gesetz zur 
Änderung des Bundesrückerstattungsgesetzes vom 

2. Oktober 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 809), wird 
nach Maßgabe der folgenden Vorschriften im Saar- 
land eingeführt. 

Artikel II 

Für die Anwendung des Bundesrückerstattungs- 
gesetzes im Saarland gelten folgende abweichende 
Bestimmungen: 

1. § 2 a erhält folgende Fassung: 

.§ 2 a 

Sind im Geltungsbereich der in § 11 Nr. 1 
Buchstabe e genannten Rechtsvorschriften fest- 
stellbare Vermögensgegenstände von einem der 
in § 1 genannten Rechtsträger entzogen worden, 
so ist dieser Rechtsträger schadensersatzpflich- 
tig, wenn die Gegenstände in der Hand eines 
Nacherwerbers verlorengegangen, beschädigt 
oder in ihrem Wert vermindert worden sind*, 
§ 848 des Bürgerlichen Gesetzbuchs findet An- 
wendung. " 

2. § 5 a entfällt. 

3. Hinter § 11 Nr. 1 Buchstabe d wird folgender 
Buchstabe e eingefügt: 

„e) die Verordnung Nr. 120 vom 10. November 
1947 (Rückerstattung geraubter Vermögens- 
objekte) der Militärregierung Deutschland 
— Französisches Kontrollgebiet — (Amts- 
blatt des Französischen Oberkommandos in 
Deutschland Nr. 119 vom 14. November 
1947 S. 1219) in der bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes im Saarland geltenden Fassung 
sowie die Gesetze Nr, 129 vom 30. Juni 


1949 (Amtsblatt des Saarlandes S. 688), 
Nr. 142 vom 19. Januar 1950 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 63) und Nr. 380 vom 7, Juli 
1953 (Amtsblatt des Saarlandes S. 428);" 

4. § 11 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. a) als Bimdesentschädigungsgesetz 

das Bundesgesetz zur Entschädigung 
für Opfer der nationalsozialistischen 
V erfolgung (Bundesentschädigungsge- 
setz — BEG) in der Fassung des Ge- 
setzes vom 29. Juni 1956 (Bundesgesetz- 
blatt I S, 559); 

b) als Bundesentschädigungsgesetz - — Saar 
das Gesetz Nr. 658 zur Einführung des 
Bundesentschädigungsgesetzes vom 
6. Februar 1959 (Amtsblatt des Saarlan- 
des S. 759)." 

5. § 11 Nr. 4, 5 und 6 entfallen. 

6. In § 12 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „im 
Geltungsbereich der in § 11 Nr. 1 Buchstabe c" 
durch die Worte „im Geltungsbereich der in 
§ 11 Nr. 1 Budistabe e" ersetzt, 

7. § 13 Abs, 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Ist Umzugsgut in einem außerhalb des 
Geltungsbereichs der im § 11 Nr. 1 genannten 
Rechtsvorschriften gelegenen europäischen Ort 
vom Deutschen Reich entzogen worden, so ist 
das Deutsche Reich nach § 12 schadensersatz- 
pflichtig, wenn der Verfolgte aus dem Gel- 
tungsbereich der in § 11 Nr. 1 Buchstabe e ge- 
nannten Rechtsvorschriften ausgewandert ist 
oder auszuwandern beabsichtigte und vor der 
Auswanderung oder vor der Versendung des 
Umzugsguts seinen letzten Wohnsitz oder dau- 
ernden Aufenthalt im Geltungsbereich der in 
§ 11 Nr. 1 Buchstabe e genannten Rechtsvor- 
schriften gehabt hat. Die Entziehung gilt als 
an dem Ort erfolgt, an dem der Verfolgte vor 
der Auswanderung oder vor der Versendung 
des Umzugsguts seinen letzten Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt im Geltungsbereich der 
in § 11 Nr. 1 Buchstabe e genannten Rechts- 
vorschriften gehabt hat." 
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8. In § 15 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Rückerstattungsrechtliche Ansprüche auf Zah- 
lung eines Betrages in französischen Franken 
werden in der Weise umgerechnet, daß an die 
Stelle von 100 Franken 0,8507 Deutsche Mark 
tritt." 

9. § 16 Abs. 1 Satz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„Bei der Bemessung der Höhe des Schadens- 
ersatzbetrages ist der Wiederbeschaffungswert 
des entzogenen Vermögensgegenstandes im 
Geltunggsbereich der in § 11 Nr. 1 Buchstaben 
a bis d genannten Rechtsvorschriften zugrunde 
zulegen." 

10. Nach § 16 Abs. 1 Satz 2 wird folgender Satz 
eingefügt: 

„Der in französischen Franken ermittelte Scha- 
densersatzbetrag wird in der Weise umgerech- 
net, daß an die Stelle von 100 Franken 1,1911 
Deutsche Mark tritt." 

Satz 3 wird Satz 4. 

11. § 18 entfällt. 

12. § 19 erhält folgende Fassung: 

«§ 19 

Bei rückerstattungsrechtlichen Schadensersatz- 
ansprüchen auf Zahlung einer Rente werden 
die bis zum 5. Juli 1959 fällig gewesenen Be- 
träge mit der Maßgabe zusammengerechnet, 
daß Reichsmarkbeträge im Verhältnis 10 : 1, 
Beträge in französischen Franken im Verhält- 
nis 100 : 0,8507 in Deutsche Mark umgerechnet 
werden. Die ab 6. Juli 1959 zu zahlende Rente 
ist zu kapitalisieren. Der Kapitalwert der Rente 
ist nach den Vorschriften des Bewertungsgeset- 
zes zu errechnen." 


13. § 20 erhält folgende Fassung: 

20 

(1) Bei rückerstattungsrechtlichen Schadens- 
ersatzansprüchen wegen der Entziehung einer 
Reichsmarkforderung richtet sich die Bemes- 
sung des Schadensersatzbetrages nach der ge- 
setzlichen Regelung, die für die Forderung gel- 
ten würde, wenn diese nicht entzogen worden 
wäre. Die entzogene Forderung wird so behan- 
delt, als habe sie dem Berechtigten vom Zeit- 
punkt der Entziehung bis zum Ablauf des 
5. Juli 1959 zugestanden. 

(2) § 16 Abs. 2 findet Anwendung." 

14. § 21 entfällt. 

15. § 22 entfällt. 


16. § 23 zweiter Halbsatz erhält folgende Fassung: 

„§ 20 Abs. 1 Satz 1 findet sinngemäß Anwen- 
dung." 

17. Nach § 25 Abs. 3 wird folgender Absatz 4 ein- 
gefügt: 

„(4) Die aus saarländischen öffentlichen Mit- 
teln in französischen Franken bewirkten Lei- 
stungen sind, soweit der Anspruch nach Ab- 
satz 1 und 2 auf das Land übergegangen ist, im 
Verhältnis 100:0,8507 in Deutsche Mark um- 
zurechnen." 


18. § 27 entfällt. 


19. § 28 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Im Geltungsbereich der in § 11 Nr. 1 Buch- 
stabe e genannten Rechtsvorschriften sind 
Ansprüche nach §§ 2 a, 12 und 13 von dem 
Berechtigten durch Klage vor der Restitu- 
tionskammer des zuständigen Landgerichts 
geltend zu machen." 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Klage muß bis zum 31. März 1968 
erhoben werden." 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Frist des Absatzes 2 gilt als ge- 
wahrt, wenn der Berechtigte bis zum 31. März 
1968 den Anspruch durch Klage vor der Resti- 
tutionskammer eines unzuständigen Landge- 
richts im Geltungsbereich der in § 11 Nr. 1 
Buchstabe e genannten Rechtsvorschriften 
geltend gemacht hat." 

d) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Auf das Verfahren finden die Rechts- 
vorschriften zur Rückerstattung feststell- 
barer Vermögensgegenstände (§ 11 Nr. 1 
Buchstabe e) Anwendung. Die Revision fin- 
det nach Maßgabe der Verordnung Nr. 252 
über die Errichtung eines Obergerichts für 
Rückerstattungssachen vom 8. September 
1950 (Amtsblatt der Alliierten Hohen Kom- 
mission S. 603) in der Fassung der Verord- 
nung Nr. 255 (Amtsblatt der Alliierten Ho- 
hen Kommission 1950 S. 709) und der Ver- 
ordnung Nr. 281 (Amtsblatt der Alliierten 
Hohen Kommission 1952 S. 2699) in Ver- 
bindung mit Artikel 6 des Dritten Teiles 
des Vertrages zur Regelung aus Krieg und 
Besatzung entstandener Fragen und dem 
Anhang zum dritten Teil dieses Vertrages 
(Bundesgesetzbl. 1955 II S. 301, 418) statt. 
Ein Anwaltszwang besteht nicht." 
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e) In Absatz 5 werden die Worte „§ 11 Nr. 1 
Buchstabe c" durch die Worte „§ 11 Nr. 1 
Buchstabe e" ersetzt. 


20. §§ 29, 29 a und 29 b entfallen. 


21. § 30 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Ist im Geltungsbereich der in § 11 
Nr. 1 Buchstaben a bis d genannten Rechts^ 
Vorschriften ein seiner Rechtsnatur nach 
rückerstattungsrechtlicher Anspruch (§§ 1, 
3) irrtümlich nach §§ 189, 231 des Bundes- 
entschädigungsgesetzes bis zum 1. April 
1959 angemeldet worden, so gilt die Klage- 
frist des § 28 Abs. 2 als gewahrt, wenn aus 
der Anmeldung die feststellbaren Vermö- 
gensgegenstände erkennbar sind, für die 
Ersatz verlangt wird; das gleiche gilt auch, 
wenn die Anmeldung nach §§ 189, 231 des 
Bundesentschädigungsgesetzes — Saar bis 
zum 31. Dezember 1959 erfolgt ist." 

b) Absätze 2 und 3 entfallen. 

c) Absatz 4 Satz 2 und 3 erhalten folgende 
Fassung: 

„Diese Frist endet jedoch nicht vor dem 
31. März 1968. § 28 Abs. 4 findet entspre- 
chende Anwendung." 


22. In § 42 Abs. 3 Satz 2 werden nach den Worten 
„§ 11 Nr. 1 Buchstabe c" die Worte „und Buch- 
stabe e" eingefügt. 


23. In § 43 a Abs. 3 Satz 3 werden die Worte 
„jedoch nicht vor dem 8. Oktober 1964" durch 
die Worte „jedoch nicht vor dem (In- 

krafttreten dieses Gesetzes) ersetzt. 


24. § 44 erhält folgende Fassung: 

„§ 44 

(1) Natürliche Personen, denen im Gel- 
tungsbereich der in § 11 Nr. 1 Buchstabe e ge- 
nannten Rechtsvorschriften feststellbare Ver- 
mögensgegenstände durch einen der in § 1 
genannten Rechtsträger entzogen worden sind, 
kann auf Antrag zur Milderung einer auf der 
Entziehung beruhenden Notlage ein Härteaus- 
gleich gewährt werden. 

(2) Das gleiche gilt für juristische Personen, 
denen im Geltungsbereich der in § 11 Nr. 1 
Buchstabe e genannten Rechtsvorschriften fest- 
stellbare Vermögensgegenstände durch einen 
der in § 1 genannten Rechtsträger entzogen 
worden sind, und ihre Rechtsnachfolger, soweit 
sie gemeinnützig im Sinne der Gemeinnützig- 


keitsverordnung sind und der Härteausgleich 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben im Geltungsbe- 
reich der in § 11 Nr. 1 genannten Rechtsvor- 
schriften erforderlich ist. 

(3) Die Härteleistungen nach den Absätzen 1 
und 2 dürfen insgesamt mit den Härteleistungen 
nach § 44 Abs. 1 und 2 des Bundesrückerstat- 
tungsgesetzes in der Fassung des Dritten Ände- 
rungsgesetzes zum Bundesrückerstattungsge- 
setz vom 2. Oktober 1964 (Bundesgesetzbl. I 
S. 809) einen Betrag von 10 Millionen Deutsche 
Mark nicht übersteigen. 

(4) Anträge nach Absatz 1 und 2 sind bis 
zum 31. März 1968 bei der Oberfinanzdirektion 
Frankfurt (Main), Bundesvermögen- und Bau- 
abteilung, zu stellen." 

25. § 44 a entfällt. 

26. § 46 entfällt. 

27. § 47 entfällt. 

28. § 48 entfällt. 


Artikel III 

Das Bundesrückerstattungsgesetz, zuletzt geän- 
dert durch das Dritte Gesetz zur Änderung des Bun- 
desrückerstattungsgesetzes vom 2. Oktober 1964 
(Bundesgesetzbl. I S. 809), wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 5 Abs. 1 wird folgender Absatz 2 einge- 
fügt: 

„(2) Sind feststellbare Vermögensgegenstände 
von einem der in § 1 genannten Rechtsträger 
außerhalb des Geltungsbereichs der in § 11 
Nr. 1 genannten Rechtsvorschriften und des 
Saarlandes entzogen worden und nach der Ent- 
ziehung nachweislich in das Saarland gelangt, 
ohne daß der Ort, an den die Gegenstände ge- 
langt sind, feststeht, so gelten die Gegenstände 
als in den Geltungsbereich der in § 11 Nr. 1 
Buchstabe d genannten Rechtsvorschriften zur 
Rückerstattung feststellbarer Vermögensgegen- 
stände gelangt." 

2. Nach § 30 Abs. 4 wird folgender Absatz 5 ein- 
gefügt: 

„(5) Ist im Saarland ein seiner Rechtsnatur 
nach rückerstattungsrechtlicher Anspruch (§§ 1, 
3) irrtümlich nach §§ 189, 231 des Bundesent- 
schädigungsgesetzes in der Fassung des Geset- 
zes Nr. 658 zur Einführung des Bundesentschä- 
digungsgesetzes vom 6. Februar 1959 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 759) bis zum 31. Dezember 
1959 angemeldet worden, so gilt die Klagefrist 
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des § 28 Abs. 2 als gewahrt, wenn aus der An- 
meldung die feststellbaren Vermögensgegen- 
stände erkennbar sind, für die Ersatz verlangt 
wird; die Anmeldung gilt auch als fristgemäße 
Anmeldung nach §§ 27, 29. Die Frist des Ab- 
satzes 4 Satz 2 endet in diesem Falle nicht vor 
dem 31. März 1968." 


Artikel IV 

a) Soweit ein Berechtigter aufgrund der Vorschrift 

des Artikels III Nr, 1 dieses Gesetzes erstmalig 
rückerstattungsrechtliche Ansprüche (§§ 1, 3) 

geltend machen kann, endet die Anmeldefrist 
für diese Ansprüche mit Ablauf des 31. März 
1968. 

b) § 29 Abs. 1, 3 und 4 sowie § 27 Abs. 4 des Bun- 
desrückerstattungsgesetzes, zuletzt geändert 
durch das Dritte Gesetz zur Änderung des Bun- 
desrückerstattungsgesetzes vom 2. Oktober 1964 
(Bundesgesetzbl. I S. 809), finden entsprechende 
Anwendung. 


Artikel V 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel VI 

Dieses Gesetz tritt am Tage seiner Verkündung 
in Kraft. 
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